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Einleitung 

„Der Würde des Stats ziemt es, dasz er dieses Gut, welches ganz und gar öffent-
lichen Zwecken dient, auch äuszerlich so vollkommen rein und schön erhalte, als 
es seinen Kräften und ihrer Bestimmung gemäsz ist. Er soll diesem Vermögen 
den Stempel seiner Hoheit und Ehre aufprägen." 

Johann Caspar  Bluntschli 
(Allgemeines Staatsrecht; Band 2, 4. Auflage, München 1868, S. 387) 

Wohl kaum ein anderes Thema steht in den letzten Jahren mehr im Mit-
telpunkt der politischen Auseinandersetzung als die Konsolidierung der öf-
fentlichen Finanzen. Angesichts der Höhe des angehäuften Schuldenbergs 
von 1,5 Billionen D M 1 und einer Abgabenquote von über 40 % 2 trotz insge-
samt steigender Staatseinnahmen steht der Staat dabei nicht nur einer blo-
ßen Finanzkrise, sondern einem strukturellen Staatsdefizit3 gegenüber. Der 
Rechtswissenschaft fällt in dieser Situation die Rolle zu, die von der Politik 
entwickelten Modelle zur Lösung der Probleme kritisch zu bewerten und 
den rechtlichen Rahmen aufzuzeigen, in dem neue Ansätze entwickelt wer-
den können. 

Dabei ist in den letzten Jahren auch eine Ressource in das Blickfeld von 
Politik und Recht geraten, die bis dahin als völlig ungeeignet galt, über-
haupt haushaltswirtschaftliche Effekte  zu erzielen: das staatliche Verwal-
tungsvermögen. Bis in die späten neunziger Jahre galt es als unumstößliche 
Tatsache, dass zwar die Gegenstände des Finanzvermögens uneingeschränkt 
zur Verfügung des staatlichen Eigentümers stehen, die öffentlichen  Sachen 
im Verwaltungsvermögen aber wegen ihrer Zweckbestimmung von der Ver-
fügungsmacht ausgenommen sind.4 Nur wenn ein Gegenstand des Verwal-
tungsvermögens nicht mehr zu seinem Zweck benötigt wurde, war seine 
Veräußerung unter bestimmten Voraussetzungen als zulässig anerkannt.5 

Spätestens mit dem Versuch der schleswig-holsteinischen Landesregierung, 
1998 im sog. „Kieler Immobiliengeschäft" nach Änderung der Landeshaus-
haltsordnung einen Großteil seiner von der Verwaltung genutzten Immobi-

1 BMF,  Finanzbericht 2001, S. 12. 
2 1993 hatte sie eine Höhe von 42,2% (vgl. Vogel/Waldhoff,  in: BK-GG, Vorbe-

merkungen zu Art. 104a bis 115, Rdn. 91. 
3 Vgl. zum Begriff  F. Kirchhof,  in: DÖV 1997, 749 f. 
4 Vgl. etwa P. Kirchhof,  in: HStR IV, § 88, Rdn. 305 m.w.N. 
5 So auch immer noch § 63 Abs. 2 BHO. 
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lien an die landeseigene Investitionsbank zu veräußern und anschließend 
zurückzumieten, dürfte diese Einmütigkeit nunmehr beendet sein. Der 
durch die Veräußerung erzielte Erlös von ca. 1 Milliarde D M sollte im Ge-
genzug auf drei Jahre gestreckt der Einnahmeseite des Gesamtetats des 
Landes zufließen und damit zur Finanzierung auch der laufenden Angele-
genheiten dienen. Nachdem die Opposition im Landtag gegen die dem 
Immobiliengeschäft zugrundeliegenden Vorschriften  des Haushaltsgesetzes 
einen Normenkontrollantrag vor dem Bundesverfassungsgericht  eingereicht 
hatte, entschied dieses durch Beschluss des Zweiten Senats vom 17.9.19986 

im Verfahren  des einstweiligen Rechtsschutzes ohne materiell-rechtliche 
Aussagen zur Verfassungsmäßigkeit  der Normen zu treffen,  dass das Land 
Schleswig-Holstein etwaige Einnahmen aus dem Immobiliengeschäft bis 
zur Entscheidung in der Hauptsache nur so behandeln dürfe, als seien sie 
Einnahmen aus Kredit. Als Reaktion auf diesen Beschluss hat der schles-
wig-holsteinische Landtag die umstrittenen Normen zurückgenommen, be-
vor es zu einer Entscheidung im Hauptsacheverfahren  kommen konnte. Das 
Normenkontrollverfahren  wurde daraufhin in der Hauptsache ohne Sachent-
scheidung für erledigt erklärt, die Akten am 27.4.2000 weggelegt.7 

Damit ermangelt es aber weiterhin einer rechtlichen Klärung, inwieweit 
die Veräußerung weiterhin zur Erfüllung von Verwaltungsaufgaben benötig-
ten Staatsvermögens zur allgemeinen Haushaltsfinanzierung verfassungs-
rechtlichen Restriktionen ausgesetzt ist. Insbesondere die Frage, ob eine sol-
che Veräußerung auch an Private möglich ist, harrt weiter einer Beantwor-
tung. Schon die Tatsache, dass der schleswig-holsteinische Gesetzgeber die 
Norm der Landeshaushaltsordnung, die die Veräußerung von bebauten und 
unbebauten Grundstücken für zulässig erklärt, auch wenn die Grundstücke 
weiterhin für Verwaltungszwecke benötigt werden, nicht aufgehoben hat, 
zeigt, dass angesichts der weiterhin angespannten Haushaltslage auch in Zu-
kunft alle Versuche unternommen werden, Einnahmequellen jenseits der 
herkömmlichen Steuern und Abgaben zu erschließen. 

Ziel dieser Arbeit soll es dementsprechend sein, die im „Kieler Immobi-
liengeschäft" realisierte Idee der Finanzierung der öffentlichen  Haushalte 
durch die Veräußerung von Verwaltungsvermögen, das weiterhin zur Erfül-
lung öffentlicher  Aufgaben benötigt wird, auf ihre verfassungsrechtliche 
Zulässigkeit hin zu untersuchen. Dabei soll der Rahmen aufgezeigt werden, 
den das Grundgesetz für entsprechende Finanzierungsmodelle setzt. Zu die-
sem Zweck soll nach einer Betrachtung des Begriffs  der „Veräußerung von 
Verwaltungsvermögen" zunächst das tatsächliche und einfachgesetzliche 

6 BVerfGE 99, 57 ff. 
7 So die Auskunft des Bundesverfassungsgerichts,  Aktenzeichen AR 6263/99 

vom 15.1.2001. 
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Umfeld in den Blick genommen werden, in dem die Veräußerung von Ver-
waltungsvermögen zur allgemeinen Haushaltsfinanzierung steht. Anschlie-
ßend sollen die verfassungsrechtlichen  Restriktionen entsprechender Mo-
delle untersucht werden, wobei die Gefährdung der Funktionsfähigkeit der 
Verwaltung und der Steuerstaatsgrundsatz als generelle Zulässigkeitsschran-
ken, der Parlamentsvorbehalt, die verfassungsrechtlichen  Vorschriften  über 
die staatliche Kreditaufnahme sowie das Haushaltsverfassungsrecht  als be-
sondere Ausgestaltungsmaßstäbe zu betrachten sein werden. 

Sowohl bei der einfachgesetzlichen, als auch bei der verfassungsrecht-
lichen Analyse soll dabei primär das Haushalts- und Verfassungsrecht  des 
Bundes herangezogen werden, dem das Recht der Länder weitestgehend 
entspricht. Ausgeblendet werden sollen in der vorliegenden Arbeit die ge-
samten Probleme, die sich im Bereich des Kommunal(verfassungs)rechts 
für die untersuchte Konstellation ergeben können. Insgesamt soll die Arbeit 
damit der Auseinandersetzung um Vermögensveräußerungen der öffent-
lichen Hand eine neue Perspektive aufweisen, indem nicht die in vielfälti-
ger Hinsicht erörterten Probleme der Privatisierung von Aufgaben oder 
Industriebeteiligungen im Mittelpunkt stehen, sondern die Aspekte der 
öffentlichen  Finanzierung durch Veräußerungserlöse und die mit der Veräu-
ßerung von Verwaltungsvermögen zusammenhängenden Fragen der Siche-
rung der Funktionserfüllung der öffentlichen  Verwaltung. 


